
 

 

Statuten des Vereins  
„ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FÜR OSTEOPATHIE“ 

 
 
 

Präambel 
 
Das oberste Ziel der OEGO ist die Berufsanerkennung der Osteopathie auf dem Gebiet der 
Gesundheitspflege sowie der Schutz der PatientInnen und TherapeutInnen.  Die Osteopathie ist im 
Bereich der Gesundheitspflege als Komplementärmedizin anerkannt. Nachdem der Staat die 
Qualitätssicherung nicht übernimmt, hat die OEGO einen osteopathetischen Standard mitentwickelt, 
der eine Richtlinie für die Qualitätssicherung und für den Qualitätsstandard für alle OsteopathInnen in 
Österreich bietet. Auf internationaler Ebene gibt es CEN-Standards, das sind Ausbildungsstandards, 
die von allen anerkannten Schulen implementiert werden sollen. Die OEGO überprüft anhand der 
ausgearbeiteten Kriterien, ob OsteopathInnen die Ausbildungskriterien erfüllen und diese nach dessen 
Antrag in das Register gemäß § 3 aufgenommen werden. 
 
Eine weitere Aufgabe ist die nationale und internationale Zusammenarbeit durch Berufsanerkennung 
und Vernetzung, sodass mit entsprechender Ausbildung und Qualifikation eine überregionale 
Berufsausbildung durch einen - in erster Phase -  europäischen Standard möglich ist. In zweiter Phase 
soll ein weltweiter Standard erreicht werden. 
 
 
§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

 
(1) Der Verein führt den Namen „ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FÜR OSTEOPATHIE“  
       (OEGO). 
 
(2) Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt seine Tätigkeit auf ganz Österreich. 
 
(3) Die Errichtung von Zweigvereinen ist in allen Bundesländern beabsichtigt. 
 
 

§ 2: Zweck 
 

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt die Gesundheitspflege durch 
Maßnahmen zur Vorbeugung und zur Behandlung von Krankheiten und Gesundheitsschäden auf dem 
Gebiet der Osteopathie (Komplementärmedizin) sowie die  Durchführung bzw. die Unterstützung der 
Forschung auf dem Gebiet der Osteopathie. 

 
§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

 
(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel 
  erreicht werden. 
 
 
 
 



 

 

(2) Als ideelle Mittel dienen: 
 
a) Die Aufklärung, Förderung, Information und Anerkennung der Osteopathie zum Schutz und im 
 Interesse der PatientInnen und TherapeutInnen, 
b) Die Festlegung und Überwachung der Qualitätssicherungskriterien für die osteopathische 
 Ausbildung, 
c) die Erstellung eines Adressverzeichnisses aller diplomierten OsteopathInnen (D.O.) und aller 
 OsteopathInnen mit einem Master of Science für Osteopathie (BSc, MSc Osteopathie) in 
 Österreich (Register), 
d) die nationale und internationale Zusammenarbeit durch Berufsanerkennung und Vernetzung 
e) allgemeine Vorträge, Gesprächsrunden und Fachdiskussionen  
f) Fortbildungskurse, inkl. Erste-Hilfe-Kurse 
g) Herausgabe von Informationsblättern und -zeitschriften sowie Newsletter  
h) Wissenschaftliche Arbeit im Bereich der Osteopathie 
i) Veranstaltung von Kongressen 
j) Betreiben einer Homepage zu Informationszwecken  
k) Zusammenarbeit mit anderen Ausbildungsstätten und Verbänden 
l) Beratung und Unterstützung der Mitglieder. 
 
(3) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch: 
 
a) Mitgliedsbeiträge  
b) Erträge 
c) Spenden und Vermächtnisse 
d) Beiträge von fördernden Mitgliedern und Ehrenmitgliedern 
e) Werbeeinnahmen (Inserate etc.) 
f) Vermögensverwaltung (zB Kapitaleinkünfte, Einnahmen aus Vermietung) 

 
 
§ 3 a: Begünstigungswürdige Bestimmungen gemäß BAO 

 
(1) Der Verein verfolgt die im Statut aufgezählten Zwecke ausschließlich und unmittelbar.  
(2) Eventuelle nicht im Sinne der §§ 34 ff. BAO begünstigte Zwecke sind den begünstigten 
 Zwecken untergeordnet und werden höchstens im Ausmaß von 10 % der Gesamtressourcen 
 verfolgt.  
(3) Zufallsgewinne dürfen ausschließlich zur Erfüllung der in der Satzung festgelegten begünstigten 
 Zwecke verwendet werden.  
(4) Die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe des Vereines treten mit abgabepflichtigen Betrieben 
 derselben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang, als dies bei Erfüllung der 
 Vereinszwecke unvermeidbar ist, in Wettbewerb.  
(5) Die Mittel des Vereines dürfen ausschließlich für die begünstigten Zwecke verwendet werden. 
 Die Mitglieder des Vereines dürfen keine Gewinnanteile, und außerhalb des Vereinszweckes 
 bzw. ohne entsprechende Gegenleistung in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine sonstigen 
 Zuwendungen aus Mitteln des Vereines erhalten.  
(6) Bei Ausscheiden aus dem Verein und bei Auflösung des Vereines dürfen die Vereinsmitglieder 
 nicht mehr als die eingezahlte Einlage und den gemeinen Wert ihrer Sachen erhalten. Die 
 Rückzahlung von geleisteten Einlagen ist mit dem Wert der geleisteten Einlage begrenzt, die 



 

 

 Rückgabe von Sacheinlagen mit dem gemeinen Wert zum Zeitpunkt der Rückgabe. 
 Wertsteigerungen dürfen nicht berücksichtigt werden  
(7) Es darf auch keine Person durch Verwaltungsausgaben, die dem Zweck des Vereines fremd 
 sind oder durch unverhältnismäßig hohe oder nicht fremdübliche Vergütungen (Gehälter) 
 begünstigt werden.  
(8) Der Verein kann zur Zweckverfolgung Erfüllungsgehilfen im Sinne des § 40 Abs. 1 BAO 
 heranziehen. Deren Wirken ist wie eigenes Wirken des Vereines anzusehen.  
(9) Der Verein kann Mittel als Zuwendungen an andere Einrichtungen weitergeben, im Ausmaß von 
 unter 10% der gesamten Ausgaben oder unter Anwendung des § 40a Z. 1 BAO.  
(10) Der Verein kann unter Anwendung von § 40a Z. 2 BAO Lieferungen und Leistungen an andere, 
 gem. den §§ 34 ff. BAO begünstigte Körperschaften erbringen. Diese Tätigkeit darf nur im 
 Ausmaß von weniger als 50 % der Gesamttätigkeit des Vereines ausgeübt werden. An den 
 Leistungsempfänger muss eine Verrechnung zu Selbstkosten erfolgen. Der Verein kann 
 teilweise oder zur Gänze für andere Körperschaften als Erfüllungsgehilfe gem. § 40 Abs. 1 BAO 
 tätig werden.  

 
§ 4: Arten der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche, Ehren- und fördernde 
 Mitglieder. 
 
(2) Ordentliche Mitglieder sind OsteopathInnen nach der klinischen Abschlussprüfung, 
 OsteopathInnen mit D.O. oder BSc, MSc Osteopathie. Ferner können OsteopathInnen mit einer 
 den aktuellen OEGO-Ausbildungskriterien entsprechenden Vollzeit-Osteopathieausbildung (d.h. 
 ohne medizinischen Basisberuf) ordentliche Mitglieder werden, sofern ihre Ausbildung im 
 Ausbildungsland gesetzlich geregelt und anerkannt ist. 
 
(3) Außerordentliche Mitglieder sind Osteopathie-StudentInnen vor der klinischen 
 Abschlussprüfung. Außerordentliche Mitglieder können ferner OsteopathInnen werden, deren 
 Ausbildung die aktuellen Ausbildungskriterien der OEGO erfüllt, die aber nicht die 
 Berufsberechtigung in einem entsprechenden medizinischen Basisberuf besitzen. 
 
(4) Ehrenmitglieder sind Personen, die wegen besonderer Verdienste um den Verein ernannt 
 werden. 
 
(5) Fördernde Mitglieder sind Personen, die die Arbeit der OEGO mit ideellen, Geld- oder 
 Sachspenden unterstützen. 
 

§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 
 
Präambel: Eine Mitgliedschaft in der OEGO ist nicht mit einer Berechtigung zur Berufsausübung in 
Österreich verbunden. 
 
(1) Ordentliche Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen werden, die eine EU-
 Staatsbürgerschaft besitzen und ihren Arbeitsplatz oder ihren ordentlichen Wohnsitz in 
 Österreich haben, und entweder 



 

 

- OsteopathInnen nach Absolvieren der klinischen Abschlussprüfung an einer Osteopathie-
 Ausbildungsstätte, die den aktuellen Ausbildungskriterien der OEGO entspricht. 
 oder  
- diplomierte OsteopathInnen (D.O.) sind, die an einer Osteopathie-Ausbildungsstätte mit 
 vorab genannten Kriterien ihr Diplom erworben haben. 
 oder  
- OsteopathInnen mit BSc, MSc Osteopathie, die ihre Ausbildung an einer Osteopathie-
 Ausbildungsstätte mit vorab genannten Kriterien absolviert haben. 

 
(2) Außerordentliche Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen, die die 
 österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder ihren ordentlichen Wohnsitz in Österreich 
 haben und StudentInnen einer Osteopathie-Ausbildungsstätte mit vorab genannten Kriterien 
 sind. 
 
(3) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der 
 Vorstand endgültig. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 
 
(4) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die 
 Generalversammlung. Ehrenmitglieder können alle Personen werden, die sich für die 
 Osteopathie und deren Anerkennung bemühen. 
 
(5) Die Ernennung zum fördernden Mitglied erfolgt auf Antrag des Vorstandes durch die 
 Generalversammlung. 
 
(6) Nach dem 1.7.2023 können nur OsteopathInnen ordentliche Mitglieder werden, die eine 
 Ausbildung an einer der europäischen Norm entsprechenden Ausbildungsstätte absolviert 
 haben. (Europäische Norm für Osteopathie – EN 16686) 
 
 

§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen durch Verlust der 
 Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen Austritt, durch Streichung und durch Ausschluss. 
 
(2) Der Austritt ist spätestens bis zum 31.Dezember des laufenden Jahres schriftlich und mit 
 Unterschrift zu erklären. Erfolgt keine fristgerechte Kündigung, verlängert sich die Mitgliedschaft 
 automatisch für das folgende Jahr. 
  
(3) Der Vorstand kann ein Mitglied streichen, wenn dieses trotz dreimaliger Mahnung länger als 
 drei Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur 
 Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt. 
 
(4) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober 
 Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt werden. 
 Ein rechtskräftiges (strafgerichtliches oder zivilgerichtliches) Urteil gegen ein Mitglied wegen 
 eines Verhaltens, das im Zusammenhang mit der Ausübung des osteopathischen Berufs 
 gesetzt wurde (zB wegen sexueller Belästigung oder sonstiger sexueller Übergriffe durch das 
 Mitglied), berechtigt jedenfalls zum Ausschluss dieses Mitglieds. Zu den Ausschlussgründen 



 

 

zählen weiters insbesondere auch die (unbedingte/bedingte) befristete Untersagung und/oder der 
dauerhafte Entzug bzw. die Untersagung und/oder das Erlöschen der Berufsberechtigung im 
Basisberuf, ein Tätigkeitsverbot nach § 220b StGB, das schon ursprüngliche Nichtvorliegen sowie 
der nachträgliche Wegfall der Aufnahmevoraussetzungen gemäß § 5 und ein grober Verstoß gegen 
medizinische und/oder osteopathische Behandlungsstandards (zB grobe Nichtbeachtung von 
Hygienerichtlinien). Gegen den Ausschluss durch den Vorstand ist die Berufung an die 
Generalversammlung binnen 12 Wochen zulässig. Bis zu deren Entscheidung ruhen die 
Mitgliedsrechte. 
 
(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen von der 
 Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 
 

§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und die 
Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversammlung sowie 
das aktive Wahlrecht stehen allen ordentlichen Mitgliedern zu. Das passive Wahlrecht steht nur den 
ordentlichen Mitgliedern zu, die diplomierte OsteopathInnen (D.O.) sind oder den Titel MSc 
Osteopathie führen. 
 
(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu 
unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Sie haben 
die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen und 
außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Mitgliedsbeiträge in der von der 
Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. 

 
§ 8: Vereinsorgane 

 
Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), die 
RechnungsprüferInnen (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15). 

 
§ 9: Generalversammlung 

 
(1) Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach 
Beginn des Kalenderjahres statt, oder auf Beschluss der Generalversammlung auch zu einem 
anderen Zeitpunkt des Kalenderjahres. 
 
(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf Beschluss des Vorstands, der 
ordentlichen Generalversammlung oder auf schriftlichen und begründeten Antrag von mindestens 
einem Drittel der ordentlichen Mitglieder oder auf Verlangen der Rechnungsprüfer binnen 6 Wochen 
statt. 
 
(3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind 
alle Mitglieder mindestens drei Wochen vor dem Termin schriftlich einzuladen. Die Anberaumung 
der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt 
durch den Vorstand. 
 



 

 

(4) Anträge zur Generalversammlung sind mindestens 2 Wochen vor dem Termin der 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen. 
 
(5) Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung – können zur Tagesordnung gefasst werden. 
 
(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur 
die ordentlichen Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf 
ein anderes Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig. Auf eine Person 
können maximal drei Stimmen übertragen werden. 
 
(7) Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit der Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder 
(bzw. deren VertreterInnen) (Abs.6) beschlussfähig. Ist die Generalversammlung zur festgesetzten 
Stunde nicht beschlussfähig, so findet die Generalversammlung 30 Minuten später mit derselben 
Tagesordnung statt und ist dann ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig. 
 
(8) Die Wahlen in der Generalversammlung erfolgen schriftlich, das heißt anonym, in der Regel mit 
einfacher Stimmenmehrheit. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins geändert oder der 
Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Die Beschlussfassungen können auf Antrag auch schriftlich und 
anonym erfolgen.  
 
(9) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der/die Präsident/in, bei Verhinderung die 
Stellvertretung. Wenn auch diese verhindert ist, so führt das an Jahren älteste anwesende 
Vorstandsmitglied den Vorsitz. 
 
(10) Die Generalversammlung kann der Teilnahme von externen Personen bei einer 
Generalversammlung zustimmen oder diese ablehnen. 
 
 

§ 10: Aufgaben der Generalversammlung 
 
Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
 
a) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des 
 Rechnungsabschlusses;  
b) Beschlussfassung über den Voranschlag;  
c) Bestellung und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der 
 Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen;  
d) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und für 
 außerordentliche Mitglieder;  
e) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 
f) Entscheidung über Berufungen gegen Ausschlüsse von der Mitgliedschaft;  
g) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 
h) Beschlussfassung über Änderungen der Ausbildungskriterien; 
i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen. 

 
 



 

 

§ 11: Vorstand 
 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens vier Mitgliedern, und zwar aus PräsidentIn und 
StellvertreterIn, KassierIn und SchriftführerIn. 
 
(2) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. 
 
(3) Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein 
anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der 
nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen ist. 
 
(4) Der Vorstand hat die Möglichkeit, bei Bedarf Personen in den Vorstand zu kooptieren. 
 
(5) Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt drei Jahre. Auf jeden Fall währt sie bis zur Wahl 
eines neuen Vorstands. Eine einmalige Wiederwahl des gewählten Vorstands ist möglich. Die 
Funktionszeit des gewählten Vorstands wird somit auf zwei Funktionsperioden – somit auf 
insgesamt maximal 6 Jahre – beschränkt. 
 
(6) Der Vorstand wird vom Präsidenten/von der Präsidentin, bei Verhinderung von der 
Stellvertretung, schriftlich (zB per E-Mail), telefonisch oder mündlich mindestens 7 Tage vorher 
einzuberufen. 
 
(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens 
3 von ihnen anwesend sind. 
 
(8) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
muss die Entscheidung ausgesetzt werden, bis es zu einer Stimmenmehrheit kommt. 
 
(9) Den Vorsitz führt der/die Präsident/in, bei Verhinderung die Stellvertretung. Ist auch diese 
verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied. 
 
(10)  Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 4) erlischt die Funktion eines 
Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 11) und Rücktritt (Abs. 12). 
 
(11)  Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner 
Mitglieder entheben. 
 
(12)  Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 
Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die 
Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. Kooptierung (Abs. 3) eines 
Nachfolgers. 
 
(13)  In eine Vorstandsfunktion können keine Personen gewählt werden, die in leitender Position 
oder/und in leitender Funktion an einer osteopathischen Schule oder an einer sonstigen 
Ausbildungsstätte tätig sind. Erlangt ein aktives Vorstandsmitglied eine solche Position/Funktion, ist 
es der Generalversammlung gegenüber informationspflichtig. Die Generalversammlung kann 



 

 

darüber entscheiden, ob die Vorstandsfunktion in diesem Fall weiter ausgeübt werden soll oder 
nicht. 
 

§ 12: Aufgaben des Vorstands 
 
Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die 
Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen 
insbesondere folgende Angelegenheiten: 
 
 
(1) Erstellung des Jahresvoranschlags sowie Abfassung des Rechenschaftsberichts und des 
 Rechnungsabschlusses;  
(2) Vorbereitung der Generalversammlung; 
(3) Einberufung der ordentlichen und der außerordentlichen Generalversammlung; 
(4) Information der Mitglieder über Tätigkeit und finanzielle Gebarung des Vereins in der 
 Generalversammlung;  
(5) Verwaltung des Vereinsvermögens; 

 
(6) Festsetzung von Aufwandsentschädigung und Kostenersätze (zB Reise- und Fahrtkosten) 
(7) Aufnahme, Ausschluss und Streichung von Vereinsmitgliedern; 
(8) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins; 
(9) Regelmäßige, aber zumindest einmal jährliche Treffen mit Vertretern von ÄGO 
 (Ärztegesellschaft für Osteopathie), OZK (Osteopathisches Zentrum für Kinder), WSO (Wiener 
 Schule für Osteopathie) und IAO (Internationale Schule für Osteopathie). 
 

§13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 
 
(1) Dem Präsident/der Präsident  obliegt die Vertretung des Vereines insbesondere nach außen, 
gegenüber Behörden und dritten Personen. Er/sie führt den Vorsitz in der Generalversammlung und 
im Vorstand. Bei Gefahr im Verzug ist er/sie berechtigt auch die Angelegenheiten betreffend, die in 
den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstandes fallen, unter eigener 
Verantwortung selbstständig Anordnungen zu treffen. Diese bedürfen jedoch der nachträglichen 
Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 
 
(2) Der Kassier bzw. die Kassiererin ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins 
verantwortlich. 
 
(3) Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle von des Präsidenten/der Präsidentin und 
KassierIn ihre StellvertreterInnen. 
 
(4) Die Ausführungen des Vereins tragen die Unterschrift von des Präsidenten/der Präsidentin bzw. 
der Stellvertretung als Leitungsorgang, in finanziellen Belangen die Unterschrift des Präsidenten/der 
Präsidentin oder des Kassiers/der Kassiererin. (Gilt vereinsintern) 
 

§ 14: Rechnungsprüfer/Rechnungsprüferinnen 
 
(1) Zwei RechnungsprüferInnen werden von der Generalversammlung auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich.  



 

 

(2) Den RechnungsprüferInnen obliegen die laufende Geschäftskontrolle und die Überprüfung des 
Rechnungsabschlusses. Sie haben der Generalversammlung über das Ergebnis der Überprüfung 
zu berichten.  
(3) Im Übrigen gelten für die RechnungsprüferInnen die Bestimmungen des § 11 Abs.5, 10, 11 und 
12 sinngemäß. 

 
 
§ 15: Schiedsgericht 

 
(1) In allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten entscheidet das Schiedsgericht. 
 
(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus fünf ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird 
derart gebildet, dass jeder Streitteil innerhalb von 10 Tagen dem Vorstand zwei Mitglieder als 
SchiedsrichterInnen namhaft macht. Diese wählen mit Stimmenmehrheit eine Person als Vorsitz des 
Schiedsgerichtes. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. 
 
(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen vereinsintern bei Anwesenheit aller seiner 
Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. 
Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 

 
 

§ 16: Freiwillige Auflösung des Vereins 
 
(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit 
 Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
(2) Die Generalversammlung hat – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Abwicklung 
 zu beschließen. Insbesondere hat sie eine Abwicklerin oder einen Abwickler zu berufen und 
 Beschluss darüber zu fassen, wem diese(r) das nach Abdeckung der Passiva verbleibende 
 Vereinsvermögen zu übertragen hat. 
(3) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach 
 Beschlussfassung der zuständigen Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen. 
 
 

§ 17: Verwendung des Vereinsvermögens bei Ausscheiden von Mitgliedern, bei Auflösung des 
 Vereins oder bei Wegfall des begünstigten Zwecks 

 
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszwecks ist das 
nach Abdeckung der Passiva verbleibende Vereinsvermögen, für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 34 ff Bundesabgabenordnung (BAO) zu verwenden. Soweit 
möglich und erlaubt, soll es dabei Institutionen zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser 
Verein verfolgen. 


